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2. Interpellation von Thomas Bornhauser, Paul Koch und Urban Britsch vom
16. Dezember 2015 "Nachhaltige offentliche Beschaffung im Bauwesen"
(12/IN 45/427)

Beantwortung

Prasident: Die Antwort des Regierungsrates liegt schriftlich vor. Die Interpellanten ha-
ben das Wort zu einer kurzen Erklarung, ob sie mit der Beantwortung zufrieden sind.

Thomas Bornhauser, FDP: Ich danke dem Regierungsrat fir die Beantwortung unserer
Interpellation. Er stellt fest, dass im Rat schon mehrmals Vorstésse zum o6ffentlichen Be-
schaffungswesen eingereicht wurden. Daruber diskutieren konnte der Rat aber nicht. Die
in der Antwort erwédhnte Motion "Nachhaltige 6ffentliche Beschaffung" aus dem Jahr
2015 war mit ihrem Anliegen weit Uber das Ziel hinausgeschossen und ware in der Pra-
xis kaum umsetzbar gewesen. Dies hatten die Motion&re zwar spéat, aber trotzdem noch
bemerkt und die Motion zuriickgezogen. Die Beantwortung unserer in der Interpellation
gestellten Fragen kann nur teilweise befriedigen. Ich beantrage deshalb Diskussion.

Abstimmung: Diskussion wird mit grosser Mehrheit beschlossen.

Diskussion

Thomas Bornhauser, FDP: Mit der Antwort des Regierungsrates ist zur Kenntnis zu
nehmen, dass im Hochbau die Okologie als Zuschlagskriterium aus Griinden der Diskri-
minierung nicht zur Anwendung kommt, dies im Gegensatz zu Ausschreibungen im Tief-
bau. Worin die Diskriminierung besteht, kann ich nicht erkennen. Als Unternehmer, der
Bauten in Deutschland und Osterreich erstellt, kann ich versichern, dass dort die admi-
nistrativen und finanziellen Hirden weitaus hoéher sind als in der Schweiz, und dies ohne
an offentlichen Ausschreibungen teilzunehmen. In dieser Frage winschten wir uns sei-
tens des Regierungsrates etwas mehr Mut, um den vorhandenen Spielraum auch im
durch den Staatsvertrag erfassten Bereich auszuschopfen. Dass der Regierungsrat ei-
nen Mehrpreis fur Schweizer Holz nicht als Per-Position ausschreiben will, enttauscht.
Andere Auftraggeber bei Grossprojekten machen dies mit Erfolg. Wo hier der Regie-
rungsrat eine Verletzung des offentlichen Beschaffungsrechts sieht, ist schleierhaft. Der
Entscheid fir den Einsatz von Schweizer Holz misste erst nach der Vergabe gefallt
werden und die Betriebe wissten, dass sie in der Grundofferte konsequent mit dem bil-
ligsten Holz zu rechnen hatten. Es ist zu begrissen, dass der Regierungsrat zumindest
bei nicht durch den Staatsvertrag erfassten Bereichen in Zukunft Schweizer Holz nach-
fragen will. Dass Thurgauer Holz nicht in der geforderten Frist zu erhalten sei, wie dies
der Regierungsrat in seiner Antwort auf die Einfache Anfrage von Paul Koch ausfuhrte,
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konnte auch aus der Feder von Trudi Gerster stammen. Der Hinweis darauf, dass mehr
als 85% der Bauinvestitionen im Thurgau von privaten Bauherrschaften ausgefuhrt wer-
den und diese nicht dem o6ffentlichen Beschaffungswesen unterstellt sind, ist unnotig.
Dass sich Thurgauer Holzbauer ihrer Verantwortung gegeniber dem Wald bewusst sind,
stellen viele Betriebe unter Beweis, und zwar ohne eigenen Wald. Dies auch vom Kanton
Thurgau, dem groéssten Waldbesitzer, zu erwarten, ist legitim. Ich habe jahrelang die
"standige Liste" des Kantons Thurgau als schweizweit beispielhaft angepriesen, bis eine
geheime Gruppe, nein eine Begleitgruppe "standige Liste" den Nachweis Uber die Ein-
haltung eines allgemein verbindlichen Gesamtarbeitsvertrags gekippt hat. Wer in dieser
Begleitgruppe sitzt, entzieht sich meiner Kenntnis. Ich selbst wirde als Mitglied der
Schweizerischen Paritatischen Berufskommission Holzbau seit 2007 ca. 1'300 Unter-
nehmen mit Uber 15'000 Mitarbeitern vertreten. Die Urteile, welche diese Kommission
fallt, sind nicht offentlich. Daher wirde es mich interessieren, wie Falschangaben straf-
rechtlich verfolgt werden, wenn sie nicht bekannt sind. Es ware winschenswert, wenn
wenigstens bei grossen Bauvorhaben des Kantons eine Bescheinigung einer paritati-
schen Kommission vorgelegt werden musste. Dies wirde das Budget der Fachstelle fir
das offentliche Beschaffungswesen nicht sprengen. Dass der Kanton Thurgau selber
nicht die Bedingungen fur einen Eintrag auf der "standigen Liste" erfullen kann, ist be-
dauerlich. Deshalb kann man fir diese Richtungsanderung etwas Verstandnis aufbrin-
gen. Die Frage zur Bewertung von Praventionssystemen haben wir entweder zu undeut-
lich gestellt oder der Regierungsrat konnte oder wolle sie nicht beantworten. Nebst der
Fachstelle fur das o6ffentliche Beschaffungswesen gibt es noch andere Stellen, welche
die sozialen Verpflichtungen der Betriebe Uberprifen. So miussen die grésseren Gene-
ralunternehmungen in der Schweiz bei der Fachstelle "Risikoanalyse" der Gewerkschaft
UNIA weitaus mehr Angaben machen. Das Zertifikat der "standigen Liste" reicht da bei
weitem nicht aus. Ubertroffen wird dies nur vom Kanton Tessin, der per Februar 2016 ein
eigenes Gesetz in Kraft gesetzt hat, welches mit unsinnigen Forderungen den Marktzu-
tritt fir Betriebe aus anderen Kantonen faktisch verhindert. Um diesen administrativen
Aufwand zu verringern, wirde sich ein Praventionssystem anbieten. Bekannt sind ISO-
Zertifikate. Es gibt Zertifikate, die nebst den sozialen Verpflichtungen auch die Einhal-
tung eines Gesamtarbeitsvertrags zum Thema haben. Als Beispiel ist das Qualitatslabel
"Holzbau Plus" zu nennen. Diese Zertifikate sollten ausreichen, um Uberall die Voraus-
setzungen fur den Marktzutritt zu erhalten. Es ist fiir die Betriebe ein unnétiger Mehrauf-
wand und macht wenig Sinn, mehrmals pro Jahr unzéahlige Bescheinigungen einzu-
reichen. Dass ein solches Zertifikat nicht als Zuschlagskriterium, wie der Regierungsrat
in seiner Antwort schreibt, sondern nur als Eignungskriterium zu gebrauchen ist, versteht
sich von selbst. An meinem Votum ist unschwer zu erkennen, dass wir mit der Beantwor-
tung der Interpellation nicht richtig zufrieden sind.
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Feuerle, GP: Die Interpellanten rennen bei den Griinen offene Turen ein. Eine mdglichst
nachhaltige und sozial vertragliche Bauweise ist ein ur-griines Anliegen. Dazu z&ahlen die
Verwendung von o6kologischen nattrlichen Materialien und kurze Transportwege. Das
Thurgauer Holz erflllt diese Anforderungen perfekt, da praktisch alle Thurgauer Walder
durch FSC, Forest Stewardship Council, eine internationale Non-Profit-Organisation, zer-
tifiziert sind und nachhaltig bewirtschaftet werden. Der Kanton ist der grosste Waldbesit-
zer im Thurgau. Dies hat der Interpellant bereits erwdhnt. Was kénnen wir tun, damit of-
fentliche Geb&ude mit Thurgauer Holz gebaut werden? Als ersten Schritt muss der Re-
gierungsrat im Hochbau Holz als Hauptbaustoff anerkennen. Das Motto muss lauten:
"Holz ist die Regel, Beton und Stahl sind die Ausnahme." Andere Materialien werden nur
verwendet, wenn sich das Bauvorhaben nicht mit Holz ausfihren lasst, wie beispielswei-
se das Fundament. Vermutlich fiihlen sich einige Personen in diesem Saal bereits dis-
kriminiert, da sie im Stahlbau-, im Kies- oder im Beton- und Zementmarkt tatig sind. Holz
ist gegenuber Stahl und Beton jedoch per se dkologischer. Als Wande, Dacher, Decken
und Zwischenbdden verbaut, speichert Holz fir viele Jahrzehnte grosse Mengen an Koh-
lendioxid und hilft sogar gegen die Klimaerwé&rmung. Das Kohlendioxid wird erst wieder
bei der Verrottung oder Verbrennung freigesetzt. Unsere Thurgauer Riegelhduser spei-
chern teilweise seit Jahrhunderten CO>. Das Gesetz beziehungsweise die Verordnung
zum oOffentlichen Beschaffungswesen ist tatséchlich sehr komplex. Sie wurden erlassen,
weil es in der Vergangenheit Vetternwirtschaft und Preisabsprachen unter den Bautéati-
gen gegeben hat. Behdrden, Gewerbetreibende und Handwerker missen sich nun wei-
terbilden, um den Durchblick zu erhalten. Das Weiterbildungsangebot ist zum Gluck vor-
handen. Einerseits missen Firmen, die Auftrage von der 6ffentlichen Hand erhalten, sich
an viele Kriterien halten, wie beispielsweise die Einhaltung von Gesamtarbeitsvertragen.
Das ist auch gut so. Andererseits ist es fur die Behérden sehr schwierig, Auftrdge so
auszuschreiben, dass sie nicht die Gefahr laufen, das Gesetz uber das 6ffentliche Be-
schaffungswesen zu verletzen. Es kann schnell passieren, dass Marktteilnehmer ausge-
schlossen oder diskriminiert werden. Ich habe kein Patentrezept, wie die o6ffentlichen
Auftrage so ausgeschrieben werden kdnnen, dass vermehrt Holz, am besten Thurgauer
Holz, verbaut wird, ohne die anderen Marktteilnehmer vom Wettbewerb fernzuhalten.
Diese hatten dann die Mdglichkeit, gegen die Arbeitsvergaben zu klagen, was die Bau-
projekte um Jahre verzégern kénnte. Im Kanton Luzern ist es Ublich, Schweizer Holz
sowie die Distanz von der Firma bis zum Bauplatz als Kriterien auszuschreiben. Die Lu-
zerner meinen, dass dies rechtskonform sei. Sie hatten bisher keine Rekurse zu bekla-
gen. Ich sehe noch eine andere Mdglichkeit: Der Regierungsrat kbénnte darauf bestehen,
dass Holz aus dem staatseigenen Wald verwendet werden muss. Die Wahrscheinlichkeit
ist dann hoch, dass dieses Holz von Thurgauer oder wenigstens Ostschweizer Firmen
verarbeitet und verbaut wird und die Wertschépfung in der Region bleibt. Die Transport-
wege wiurden klein bleiben. Dies braucht jedoch eine sehr gute Zeitplanung, da die
Baume zuerst gefallt werden missen und das Holz einige Zeit zur Trocknung bendétigt.
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Allerdings waren die anderen Waldkorporationen aussen vor gelassen. Es ist nicht ein-
fach. Eines ist fur mich jedoch klar: Holz soll bevorzugt werden.

Tobler, SVP: Namens der SVP-Fraktion danke ich dem Regierungsrat fir die Beantwor-
tung der Interpellation. Die Interpellanten zweifeln daran, dass der Kanton bei der Be-
schaffung von Leistungen im Hochbaubereich seine Mdglichkeiten zugunsten einheimi-
scher Rohstoffe ausnutzt. Sie winschen sich bei kantonalen Hochbauvorhaben mehr
Okologie und insbesondere die Verwendung von Schweizer oder sogar Thurgauer Holz.
Die Interpellanten stellen die berechtigten Fragen, ob die Anstrengungen zur Aus- und
Weiterbildung im 6ffentlichen Beschaffungswesen genigend unterstiitzt werden und ob
mit Praventionssystemen bei der Prifung der sozialen Verpflichtungen anstatt mit re-
pressiven Systemen mit mehr Erfolg gearbeitet werden konnte. Es soll an die Vernunft
appelliert werden, denn wir lassen uns ja nicht gerne unter Druck setzen. Wir missen
uns bewusst sein, dass die offentliche Hand einen gesetzlichen Rahmen fur die Auf-
tragserteilungen hat. Kantonsrat Didi Feuerle hat es erwéhnt. Vielleicht wurde bei Auftra-
gen, die durch die offentliche Hand ausgefiihrt wurden, zu teuer gearbeitet, weil der
Wettbewerb zu wenig spielte. Wir kennen die Vorgaben und Rahmenbedingungen nicht
alle im Detail. Wir wissen aber, dass es eine Interkantonale Vereinbarung Uber das 06f-
fentliche Beschaffungswesen und eine Vorordnung des Regierungsrates zum Gesetz
Uber das offentliche Beschaffungswesen gibt. Nicht umsonst bendtigt der Kanton eine ju-
ristisch besetzte Fachstelle fir das offentliche Beschaffungswesen. Zusammen zahlen
die beiden Erlasse immerhin 33 Seiten. Wie wir gehort haben, ist die ganze Sache ziem-
lich komplex. Ich habe das bei meiner Arbeit auch schon erlebt. Unseres Erachtens kon-
nen Umweltvertraglichkeit und Nachhaltigkeit durchaus mitbertcksichtigt werden. Dies
ist auch den Interpellanten sehr wichtig. Der Regierungsrat sieht Vorbehalte. Das ist al-
lenfalls bei ganz grossen Vorhaben der Fall, die gemass WTO, der Welthandelsorgani-
sation, ausgeschrieben werden mussen. Der Regierungsrat hat bereits 2012 vorbildlich
die "Richtlinie des Regierungsrates betreffend die Vorbildfunktion in 6kologischer Hin-
sicht der kantonalen Verwaltung und der unselbstandigen Anstalten des Kantons bei der
Beschaffung von Baudienstleistungen, Materialien und Geréatschaften" genehmigt. Meine
Frage an die zustandige Regierungsratin: Wie wird sichergestellt, dass alles eingehalten
wird? Es war mir nicht mdglich, die Richtlinie auf der Homepage zu finden, obwohl ich
einige Zeit in die Suche investiert habe. Bei kleinen Auftradgen wird offenbar die Bevorzu-
gung einheimischen Holzes vorgenommen. Bei grosseren Auftrdgen sei dies nicht mog-
lich. Die SVP-Fraktion ist der Ansicht, dass es Wege gibt, Schweizer Holz zu verwenden,
wenn der Kanton dies wirklich will. Wie wir gehort haben, ist der Kanton der grésste
Waldbesitzer im Thurgau. Wie verhalt es sich, wenn das Holz aus dem eigenen Wald
stammt? Der Neubau des Kompetenzzentrums des Bildungs- und Beratungszentrums
Arenenberg ist ein gutes Beispiel dafir. Wir sind grundsatzlich daftir, dass der adminis-
trative Aufwand fur Unternehmen mdglichst klein zu halten ist. Dies darf aber nicht dazu
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fuhren, dass jene, die mit der Wahrheit locker umgehen, am Schluss die Gewinner sind
und die Auftrage erhalten, obwohl sie aufgrund ihrer Vorgaben nicht dazu legitimiert wa-
ren. Bei der Beantwortung der Frage 4 stimmen wir dem Regierungsrat zu. Das Verfah-
ren ist bereits kompliziert. Es darf auf keinen Fall noch komplizierter werden. Es beste-
hen in der Tat genigend Aus- und Weiterbildungsmdoglichkeiten. Zudem informiert und
beréat die Fachstelle des Kantons die Gemeinden oder auch Architekten sehr offen und
sehr gut. Damit méchte ich eine Lanze fir die Fachstelle brechen. Die Fachstelle fuhrt
zusammen mit anderen Amtern regelméassige Informationsveranstaltungen durch. Mei-
nes Erachtens ist der Kanton hier gut aufgestellt.

Fisch, GLP/BDP: Ich mochte etwas berichtigen: Trudi Gerster hat keine Marchen ge-
schrieben, sondern nur erzahlt. Als ich Ende des letzten Jahres die Motion "Nachhaltige
offentliche Beschaffung" nach Absprache mit den Mitmotionéren zurtickzog, war der heu-
tige Interpellant nicht gltcklich. Er hatte gerne Gber die Nachhaltigkeit in der 6ffentlichen
Beschaffung diskutiert. Das hatte ich eigentlich auch gerne gemacht, aber aufgrund der
damaligen Antwort des Regierungsrates und aufgrund mangelnder Unterstiitzung aus
den anderen Fraktionen, vor allem aus der Fraktion des Interpellanten, war klar, dass die
Motion keine Chance haben wirde. Vor dem Hintergrund, dass parallel die Revision der
Interkantonalen Vereinbarung Uber das o6ffentliche Beschaffungswesen in Bearbeitung
ist, ware es schwierig gewesen, wenn der Thurgau gleichzeitig sein Beschaffungsrecht
verscharft hatte. Es ware allerdings nicht unméglich gewesen, denn das Fuder war nicht
Uberladen. Viele der Forderungen gingen in die Richtung, in die auch die vorliegende In-
terpellation zielt. Im Unterschied zur Interpellation waren sie allgemein gehalten und
nicht nur auf die Holzbaubranche bezogen. Ich habe in meinem Votum zum Rickzug
erwahnt, dass wir den Ausgang der Revision der Interkantonalen Vereinbarung tber das
offentliche Beschaffungswesen abwarten und uns vorbehalten werden, allenfalls noch-
mals nachzustossen, wenn das Resultat unbefriedigend ist. Diese Geduld wollten die In-
terpellanten nicht aufbringen. In der Interpellation geht es im Wesentlichen um das Bau-
wesen, insbesondere um den Holzbau. Die GLP/BDP-Fraktion dankt dem Regierungsrat
fur seine Antwort, obwohl diese keine bahnbrechenden Neuigkeiten enthalt. Das war
auch nicht zu erwarten, denn vieles wurde in der Antwort auf die erwdhnte Motion oder
auf frihere Vorstdsse zum Thema gesagt. Wie wir bereits gehort haben, ist das Korsett
fur den Kanton bei 6ffentlichen Ausschreibungen sehr eng. Insbesondere kénnen keine
Bevorzugungen, wie in Frage 2 gefordert, vorgenommen werden, da der Grundsatz der
Gleichbehandlung aller Anbieter eingehalten werden muss. Gemass Regierungsrat wird
alles, was moglich ist, getan, um die Thurgauer Wirtschaft zu beriicksichtigen. Ich gehe
davon aus, dass dies auch stimmt. Zudem hat der Regierungsrat, wie der Antwort auf
meine Motion zu entnehmen ist, mit Regierungsratsbeschluss von 26. Juni 2015 eine
Arbeitsgruppe ins Leben gerufen, die sich intensiv mit den Kriterien flr eine 6kologische
Beschaffung beschaftigt. Ich komme nochmals auf meine erwahnte Motion zurtick. Wir
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forderten folgende Erganzung in 8 7 des Gesetzes Uber das offentliche Beschaffungs-
wesen: "Der Regierungsrat orientiert sich bei der 6ffentlichen Beschaffung am Prinzip
der Nachhaltigkeit in allen drei Dimensionen (sozial, 6kologisch, 6konomisch). Er regelt
die Vorgaben fur die Anforderungen an die notwendigen Angebotsunterlagen fur eine
transparente Beurteilung der wesentlichen Elemente der Liefer- und Wertschopfungsket-
te, der zu beschaffenden Produkte und Dienstleistungen und deren Bewertung." Genau
in dieselbe Richtung zielen die Fragen 3 und 4 der Interpellation. Jetzt frage ich mich
aber schon, weshalb zahlreiche Kollegen der FDP und SVP die Interpellation unter-
zeichnet haben, unsere Motion aber nicht unterstitzten. Dieselben Leute, die damals
das "Burokratiemonster" heraufbeschworen haben, wollen jetzt eine zuséatzliche Kontrol-
le. Das wirkt auf mich etwas befremdend. Ich verstehe nattrlich, wohin die Frage nach
der Kontrolle zielt. Man kann nicht Kriterien aufstellen und deren Einhaltung nicht kontrol-
lieren. Die Wertschopfungskette muss transparent beurteilt werden kénnen. Die Selbst-
deklaration und damit die Eigenverantwortung ist sicher ein richtiges und effizientes Mit-
tel. Wenn ich aber in der Frage 3 der Interpellation zwischen den Zeilen lese, scheint
dies nicht immer zu funktionieren. In seiner Antwort schreibt der Regierungsrat von straf-
rechtlichen Konsequenzen fur Firmen, die sich den Eintrag in die "standige Liste" mit fal-
schen Angaben erschleichen. Nur, wird dies auch kontrolliert? Gibt es Félle, bei denen
dies schon geschehen ist? Im revidierten Entwurf der erwahnten Interkantonalen Verein-
barung Uber das offentliche Beschaffungswesen sind Stossrichtungen durchaus festzu-
stellen, die einer starkeren Gewichtung der Nachhaltigkeit Rechnung tragen. In vielen
Punkten geht die Anderung aber zu wenig weit. Ich erlaube mir, meine Meinung als Tex-
tilunternehmer aus meiner Industrie zu erwdhnen. Der Textilverband Schweiz hat in sei-
ner Vernehmlassungsantwort zur Anderung der Interkantonalen Vereinbarung klar er-
wahnt, dass der Entwurf zu wenig weit gehe und gewisse Punkte der Umsetzung nicht
regle. Das Thema der Nachhaltigkeit wird leider zu wenig konkret und zu wenig konse-
guent berlcksichtigt. Die sozialen Aspekte werden nicht gentigend bertcksichtigt. Der
wesentliche Aspekt der Prufung und Uberwachung der Einhaltung sozialer und ¢kologi-
scher Anforderungen ist nicht gentigend beachtet. Es nitzt also nichts, wenn in den Be-
schaffungskriterien Anforderungen vorgeschrieben sind, die dann aber nicht konsequent
Uberpruft werden. Womit wir wieder bei der Transparenz der Wertschopfungskette und
den Fragen der Interpellanten sind. Es darf nicht sein, um beim Beispiel der Textilien zu
bleiben, dass bei einer o6ffentlichen Beschaffung im Nachhinein festgestellt wird, dass
Produkte aus einer Produktion mit Kinderarbeit stammen, wie dies 2012 mit den Unifor-
men des Zivilschutzes geschehen ist, als nachtraglich herausgefunden wurde, dass die
Uniformen in den Slums in Indien genaht wurden, notabene zu einem Stundenlohn von
23 Rappen. Das offentliche Beschaffungswesen ist komplex. Trotzdem muss es aber die
Aspekte der Nachhaltigkeit in 6kologischer, sozialer und ékonomischer Hinsicht in Zu-
kunft noch starker gewichten. So haben einheimische Unternehmen automatisch die
besseren Karten. Ich bin davon lUberzeugt, dass man es den nationalen, kantonalen und
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auch kommunalen Vergabestellen noch leichter machen kann, auf einheimische Unter-
nehmen zu setzen, wenn die Kriterien der Nachhaltigkeit zukiunftig starker gewichtet
werden. Ich hoffe, dass die Revision der Interkantonalen Vereinbarung uber das offentli-
che Beschaffungswesen in diesem Sinne ausfallt. Ansonsten muss man prifen, ob man
im Thurgau noch einen Schritt weiter gehen kann, wie wir es mit der Motion geplant hat-
ten.

Brutsch, CVP/EVP: Die vorliegende Interpellation stellte funf konkrete Fragen, die mit
dem offentlichen Beschaffungswesen im Zusammenhang stehen. Fur die Gemeinden,
die Schulen, die Architekten und vor allem fir die privaten Bauherren haben das kanto-
nale Hochbauamt und das Tiefbauamt eine wichtige Vorbildfunktion. In diesem Zusam-
menhang ist es fur die vermehrte Verwendung unseres einzigen, einheimischen Roh-
stoffs, dem Holz, von entscheidender Bedeutung, dass seitens des Kantons Thurgau alle
Maoglichkeiten ergriffen werden, unseren CO2-neutralen Baustoff, das Schweizer Holz, zu
fordern. Nachhaltig produziertes Holz, der Rohstoff aus der Region, schafft regionale
Wertschdpfung und Arbeitsplatze. In der Schweiz ist Holz der einzige nachwachsende
und umweltfreundliche Roh- und Werkstoff. Schweizer Holz wachst direkt vor unserer
Haustiire und verbindet Tradition und Innovation. Mit der Verwendung und Foérderung
des Schweizer Holzes wird die heimische Innovationskraft unterstitzt, die regionale
Wirtschaft gestarkt, und die regionalen Arbeits- und Ausbildungsplatze werden gefordert.
Im Gegensatz zu FSC-zertifiziertem Holz sind die Transportwege sehr kurz und 6kolo-
gisch vertretbar. Die Holznutzung im Wald, die Einschnittmengen der Sagereien und der
Holzverbrauch im Bauwesen sind eng miteinander verflochten. Die vermehrte Nutzung
des einheimischen Rohstoffes Holz macht sich 6konomisch wie auch 6kologisch bezahit.
Zur Okologie als Zuschlagskriterien: Es wére fiir die Thurgauer Waldwirtschaft und Holz-
industrie eine grosse Chance, wenn 6kologische Aspekte, wie beispielsweise die Trans-
portdistanzen, konsequent in die Vergabeverfahren eingebunden und einfliessen wir-
den. Dies ist durchaus mdglich, wie die Antwort des Regierungsrates bestatigt. Leider
wird Nachhaltigkeit und Okologie zu stark auf das FSC-Label, welches ein internationa-
les, globales Umweltlabel darstellt, fixiert. Wenn wir bei der Beschaffung von Materialien
von einem anerkannten Umweltlabel oder von einer gleichwertigen Auszeichnung spre-
chen, muss kinftig auch Schweizer Holz explizit an erster Stelle und nicht irgendwo
nachfolgend nach dem FSC-Label genannt werden. Zurzeit ist samtliches Holz im Thur-
gau FSC-zertifiziert. Also nicht nur praktisch alle Walder, sondern wirklich flachende-
ckend ist im Kanton Thurgau alles FSC-zertifiziert. Folglich kbnnte man versucht sein,
dies gleichzusetzen. Aus meiner personlichen Erfahrung als Gruppenmanager - ich bin
fur die FSC-Zertifizierungen samtlicher Walder in der Ostschweiz zustandig - kann ich
versichern, dass dies eben nicht dasselbe ist. Schweizer Holz erflllt alleine schon auf-
grund unserer aktuellen Gesetzeslage sehr hohe Anforderungen. Es ist eben nicht direkt
mit FSC-Holz aus den Tropen, aus Russland oder Polen vergleichbar. Es gibt nationale
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Standards, die in jedem Land unterschiedlich sind und die auf nationalen Gesetzen ba-
sieren. Es ist in einzelnen Landern weiterhin moglich, FSC-Holz in Plantagen und Mono-
kulturen zu produzieren oder grossflachige Kahlschlage auszufiihren, weil es nach den
nationalen Standards dieser Lander eben moglich ist. Schweizer Holz ist ein genialer
Rohstoff, der praktisch vor unserer Haustiure wéachst, und mir naheliegender ist als
irgendwelches FSC-Holz aus den Tropenwaldern oder aus Sibirien. Um unseren Wald
hier im Thurgau gesund und fit zu erhalten, pflegen wir ihn standig und sehr intensiv. Per
Gesetz wird in der Schweiz nie mehr Holz geerntet als nachwachst. Das ist Nachhaltig-
keit. Wenn wir in umliegende Lander schauen, wird dies teilweise nicht ganz so genau
gehandhabt. Leider hat das Schweizer Holz nun aber kostengunstige Konkurrenz aus
dem Ausland, weil die Faktoren dort etwas anders sind. Dabei hétte unser Holz aus un-
serem eigenen Land nun wirklich riesengrosse Vorteile. Denn so nachhaltig, schonend
und umweltgerecht wie in der Schweiz wird anderswo kaum Holz produziert. Ausserdem
kann dank kurzer Transportwege, die wir 6kologisch gewichten missen, viel Treibstoff
gespart werden, und die Holzverarbeitung schafft wie erwéhnt sehr viele Schweizer Ar-
beitsplatze, auch in Randregionen, nicht nur bei uns im Thurgau. Die Vorschriften fur das
offentliche Beschaffungswesen sehen in der Regel vor, dass die glnstigste Offerte be-
ricksichtigt werden muss. Dies fuhrt leider sehr oft zur Wahl auslandischer Holzproduk-
te. In der Schweiz wird jedoch ein 6kologisch und technisch hochwertiges Produkt mit
einem Mehrwert erzeugt, der mehr wert sein sollte. Dass die Produktionskosten tenden-
ziell hoher sind, ist klar, denn mit der Frankenaufwertung sind diese nochmals um rund
15% gestiegen. Die Frage 2, ob man die Mehrkosten separat ausweisen konnte, ist da-
mit durchaus berechtigt. Wir haben es schon mehrmals gehért, und es ist uns allen be-
wusst, dass der Staat der grésste Waldeigentimer im Thurgau ist. Waldeigentiimer
kénnten auf einfache Art dazu beitragen, dass ihr Produkt, das Thurgauer Holz, nachge-
fragt wird. Sie konnen in der Rolle als Bauherr aktiv den eigenen Rohstoff verwenden
und quasi nur die Dienstleistung der Verarbeitung ausschreiben. Im 6ffentlichen Bauwe-
sen wird immer wieder moniert, dass WTO-Vereinbarungen und die Gesetze der offentli-
chen Beschaffung eine aktive Bevorzugung einheimischer Materialien verbieten wirden.
Demgegenuber ist es aber jederzeit moglich, als Bauherr seinen eigenen Rohstoff ein-
zusetzen. Juristische Abklarungen der gesamten Holzbranche haben ergeben, dass dies
nicht in Konflikt mit den rechtlichen Rahmenbedingungen steht. Hier soll der mdgliche
Spielraum kinftig auch wirklich vermehrt genutzt und ausgeschopft werden. Wir miissen
aber zusatzlich an alle Bauherren in der Schweiz appellieren, ob nun Waldbesitzer oder
nicht, nicht einfach nur Holz zu verwenden, sondern in Zukunft ganz gezielt darauf zu
achten, Schweizer Holz einzukaufen. Das Herkunftszeichen des Schweizer Holzes ga-
rantiert fur den Ursprung und die Verarbeitung in der Schweiz, was mit dem FSC-Label
nicht Region spezifisch und klar dargestellt wird. Von der 6ffentlichen Hand fordere ich
hier nachdrucklich, dass bei jeder Beschaffung von Holz, sei dies in Bauwesen, beim
Ausbau oder bei Mébeln, nicht bloss auf nachhaltig produziertes FSC-Holz geachtet
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wird, sondern dass zuerst echtes Schweizer Holz als Selbstverstandlichkeit geprift und
eingekauft wird. Das Herkunftszeichen "Schweizer Holz" stellt die Qualitat und Leistung
des einheimischen Holzes und des einheimischen Waldes ins Zentrum. Dies sind: FOr-
derung der nachhaltigen Waldnutzung und Waldpflege, kurze Transportwege, geringe
CO2-Emissionen, dezentrale Wertschépfung und nicht zuletzt handwerkliche Arbeitsplat-
ze. Zu Frage 2: In der Antwort des Regierungsrates wird darauf hingewiesen, dass die
Verwendung von einheimischem Holz fur die Realisierung von kantonalen oder vom
Kanton subventionierten Bauvorhaben zu prufen sei. Dies sollte zu einem allgemein ver-
bindlichen Grundsatz und nicht nur zu einer Empfehlung werden. Es muss verbindlich
dargelegt und intensiv nachgelebt werden, dass Schweizer Holz wo immer méglich ein-
gesetzt werden kann und soll. Der vermehrte Einsatz von Schweizer Holz soll nicht nur
gepruft, sondern aktiv geférdert und unterstitzt werden. In der Schweiz sorgen gewisse
wirtschaftiche Rahmenbedingungen dafiur, dass bei den verarbeiteten Produkten mit
Schweizer Holz leider ein gewisser Mehrpreis entstehen kann. Die Frage nach der De-
klaration eines Zuschlags wurde leider nicht beantwortet. Es wirde uns freuen, wenn wir
dazu kunftig weitere Angaben erhalten. Unseres Erachtens wurden die Fragen 3, 4 und
5 sehr umfangreich beantwortet. Insgesamt erachtet die Mehrheit der CVP/EVP-Fraktion
die Antworten auf die Fragen als ausreichend. Die bestehende Vergabepraxis auf der
Basis der heutigen Gesetzeslage fir die Verwendung von Schweizer Holz wurde be-
ricksichtigt. Allerdings kann die Gesetzeslage noch etwas angepasst werden. Wir dan-
ken dem Regierungsrat fur die seriosen Grundlagenabklarungen und sein Bekenntnis zu
unserem einzigen nachwachsenden und COz-neutralen Rohstoff, dem Holz. Es sollten
allerdings auch in Zukunft weitere Anstrengungen unternommen werden, damit fir den
Kanton, die Gemeinden und private Bauherren immer offensichtlich und klar ist, dass die
Verwendung von Holz nicht nur geprift werden soll, sondern favorisiert und bevorzugt
wird. Ganz nach dem Motto: "Schweizer Holz; ein genialer Baustoff mit Zukunft."

Dransfeld, SP: Es freut mich, einen breiten und tUberzeugten Ruf nach mehr Nachhaltig-
keit zu vernehmen. Aus der Erfahrung mit Arbeiten tUber rund 50 Millionen Franken mit
Thurgauer Handwerksbetrieben bin ich davon Uberzeugt, dass wir im Kanton tber her-
vorragende Bauunternehmer verfiigen, die dem Wettbewerb in Bezug auf Leistung und
Preis gewachsen sind. Sie benétigen keine Protektion und keine Marktabschottung oder
andere Hilfen, mit oder ohne Zuhilfenahme der Nachhaltigkeit. Dennoch sind die Anlie-
gen der Interpellanten richtig. Nachhaltigkeit, Holzwirtschaft, regionale Wertschépfung,
soziale Arbeitsbedingungen und korrekte Vergaben sind Anliegen, welche im allgemei-
nen Interesse stehen und die volle Unterstitzung der SP-Fraktion geniessen. Es sind
Anliegen, die meinen Berufsalltag ebenso begleiten wie gewisse ausserberufliche Enga-
gements, welche ich unter anderem mit dem Interpellanten, Kantonsrat Paul Koch, aus
Uberzeugung leisten durfte. Wenn ich die Interpellation nicht unterzeichnet habe, kann
dies nur an einem dringenden Bedurfnis nach einem Kaffee gelegen haben. Die einzel-
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nen Fragen sind etwas weit gefasst. Die Antworten des Regierungsrates sind verstand-
nisvoll und ausfihrlich, aber doch etwas burokratisch und in der Sache nur bedingt hilf-
reich ausgefallen. Was der Regierungsrat zu Frage 1 antwortet, wussten wir schon vor-
her. Ja, er kann 6kologische Kriterien bewerten. Nein, nach geltendem Recht kann er
damit heimisches Schaffen nicht bevorzugen. Es ware interessant, zu erfahren, was der
Regierungsrat sonst noch tun kénnte. Zwei Vorschlage: 1. Der Regierungsrat konnte uns
transparent offenlegen, woher das Holz fir den Neubau des Kompetenzzentrums Are-
nenberg stammt. Es scheint, hier Zweifel zu geben. 2. Der Regierungsrat kénnte uns
verraten, was er mit seiner etwas seltsamen Ausschreibung bezlglich Holzherkunft be-
zwecken wollte. Im Ubrigen konnte er Bauten in geeigneter Weise publik machen, die
heimisches Holz nutzen. Das ist auf jeden Fall erlaubt. In der Beantwortung der Frage 2
weicht der Regierungsrat diplomatisch aus, um sich rechtlich nicht angreifbar zu ma-
chen. Wie wir aber gehort haben, ware ein doppeltes Ja moglich. Das Ausschreiben von
Varianten, so genannten Per-Preisen, und ihre Umsetzung sind sehr wohl statthaft, so-
lange die Variante nicht vergaberelevant und der Mehrpreis verhaltnismassig ist. Die
Antwort auf die Frage 3 offenbart eine Schwéache der so genannten "standigen Liste",
welche meines Erachtens insbesondere in der kantonalen Verwaltung Uberschatzt wird.
Die Anregung der Interpellanten, bei offenen Verfahren, also bei Summen von mehr als
einer Viertel- bis einer halben Million Franken und dariber, genauer nachzufragen, ob
die Arbeitsbedingungen eingehalten werden, ist fur die wenigen Falle absolut sinnvoll
und umsetzbar. Die Antwort des Regierungsrates zu Frage 5 fallt ausweichend und ent-
tauschend aus. Stiinde es um die Weiterbildung im Vergabewesen so gut, gabe es viel
weniger fehlerhafte Ausschreibungen. Die von den Interpellanten verlangte Verbesse-
rung tut Not. Es ist erfreulich, dass unsere Baudirektorin anlasslich einer Subkommissi-
onssitzung der Geschaftsprifungs- und Finanzkommission in ahnlichem Sinne Ver-
standnis gezeigt hat. Die wesentlichen Forderungen der Interpellanten sind in der Bro-
schire aus der franzdsischen Alpenstadt Grenoble zu finden. Diese héalt eine gut ver-
standliche Anleitung fir Bauherren mit dem Ziel bereit, regionalen Holzbau im Einklang
mit dem Gesetz und der Baupraxis umzusetzen. Die Publikation wurde in der Alpenregi-
on sudlich der Stadt, die schon einmal im zweiten Weltkrieg durch besonderen Mut auf-
gefallen ist, verfasst. Ich bitte die Baudirektorin, die Anliegen rasch, gesetzeskonform
und praxisnahe ernst zu nehmen, bevor die Interpellanten in diese Region auswandern.

Mader, EDU: Die EDU-Fraktion dankt dem Regierungsrat fur die Beantwortung der In-
terpellation. Der Regierungsrat hatte wiederholt die Gelegenheit, sich im Rahmen der
Beantwortung parlamentarischer Vorstosse zu den Méglichkeiten und Grenzen der Be-
ricksichtigung 6kologischer und nachhaltiger Aspekte im Beschaffungswesen zu aus-
sern. Trotzdem scheint es, dass Differenzen und offene Fragen im Raum stehen. Es ist
ein Bedurfnis, erneut die Stellungnahme des Regierungsrates zu erfahren. Die Interpel-
lanten formulieren ihr Anliegen am Schluss ihrer Begriindung treffend: "Es geht darum,
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den vorhandenen gesetzlichen Spielraum auszunitzen und den regionalen Anbietern ei-
ne faire Chance bei Bauauftragen der 6ffentlichen Hand zu geben." Dies entspricht auch
der Haltung der EDU-Fraktion. In der Beantwortung der Frage 1 zeigt der Regierungsrat
auf, dass ihm die 0kologischen Kriterien wichtig sind und die Verwaltung die Grundsatze
im Rahmen ihrer Mdglichkeiten auch lebt. Die Antwort auf die Frage 2 zeigt uns die
Grenzen und Konsequenzen durch Staatsvertrage und Binnenmarktgesetze auf. Zu Fra-
ge 3 warde uns interessieren, wie die kantonalen Behdrden herausfinden, dass sich ein
Unternehmen den Eintrag in die "standige Liste" erschlichen hat, da die Beschaffung der
Bescheinigungen, wie der Regierungsrat schreibt, untauglich sei. Mit der Beantwortung
der Frage 4 ist sich die EDU-Fraktion mit dem Regierungsrat grundséatzlich einig: Die
"standige Liste" kann als Préaventionssystem gesehen werden. Im Gesichtspunkt der
Nachhaltigkeit und Okologie gibt uns eine weitere Sache zu denken. Der Regierungsrat
schreibt, dass das wirtschaftlich gtinstigste Angebot den Zuschlag erhalte. Hier win-
schen wir uns vor allem aus 6kologischen Grinden eine starkere Gewichtung des regio-
nalen Aspekts der Anbieter. Nicht selten sind die ginstigsten Angebote deutlich um oder
unter dem Marktpreis. Unseres Erachtens ist die Beschaffung sehr fragwirdig. Die Auf-
trdge konnen niemals kostendeckend umgesetzt werden, und sie sind folglich teilweise
guersubventioniert. Dies ist mir aus eigener Erfahrung bekannt, da ich in der Kalkulation
tatig bin. Ein kleiner Tipp: Fruher kippte man das héchste und das tiefste Angebot her-
aus. Die weiteren Angebote wurden serids gepruft, verglichen und die Auftrage erteilt.
Friher war nicht alles schlechter. Unter der Vergabepraktik leiden vor allem die zahlrei-
chen regionalen kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) im Thurgau. Wir dirfen nicht
vergessen, dass der Steuerfranken, der die Bauvorhaben finanziert, damit wieder siche-
rer in unseren Haushalt zurtckfliesst. Mit der Beantwortung des Regierungsrates der
Frage 5 ist die EDU-Fraktion zufrieden. Wir sehen Bauherrenvertreter und Planer in
Eigenverantwortung in der Pflicht, sich auf den erforderlichen Wissensstand zu bringen.

Paul Koch, SVP: In seiner Antwort auf die Interpellation schenkt sich der Regierungsrat
viele Blumen. Er schreibt, dass sich der Kanton als Bauherr sehr um die Verwendung
des Baustoffs Holz bemilhe. Das ist teilweise richtig. Ich danke dem Regierungsrat fir
die einzelnen Projekte, welche mit Holz realisiert wurden. Wenn ich aber alle vergange-
nen und noch bevorstehenden Hochbauten betrachte, komme ich zum Schluss, dass die
grossen Bauvorhaben, wie beispielsweise das 24 Millionen Franken-Projekt "Tanzt die
Orange", also die Erweiterung der Padagogischen Hochschule, den Bau- und Werkstoff
Holz kaum beinhalten. Mir wiirde ein Projekt wie "Tanzt die Buche" besser zusagen. Der
Regierungsrat verweist in der Beantwortung der Interpellation auf meine Einfache Anfra-
ge vom 9. Mai 2012 zum Thema "Holzverwendung". Dort hat er erklart, wie stark seine
Bemuhungen seien, die Verwendung von Holz bei kantonalen oder durch den Kanton
subventionierter Bauten zu prifen, und er zahlte realisierte Projekte wie Werkhof, Remi-
se oder Waldhitte auf. Dies, wahrenddem grosse Projekte, wie das Berufsbildungszent-
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rum Weinfelden, erbaut wurden, aber nicht mit Holz. Da liegt der Gedanke wohl nahe,
dass der Regierungsrat das Bauen mit Holz doch nicht so ernst nimmt, wie er es ge-
schrieben hat. Wenn ich tUber die Kantonsgrenzen hinausschaue, stelle ich fest, dass es
moglich ist, grossvolumige stadtebaulich passende Holzbauten zu realisieren. Dabei
spielt speziell in der Stadt Zirich das nachhaltige energiesparende Bauen eine bedeu-
tende Rolle. Wir kbénnten da nachahmen. Dass es aber moglich ist, ein mehrgeschossi-
ges Verwaltungsgebaude mit regionalem und teilweise kantonseigenem Holz zu erstel-
len, hat der Regierungsrat mit dem Neubau des Kompetenzzentrums Arenenberg bewie-
sen. Daflr erhalt er von mir ein grosses "Bravo". Ich stelle fest, dass das Bauen mit Holz
in den letzten zehn Jahren populér geworden ist. Es erlebt einen eigentlichen Boom. Mit
gutem Grund, denn Bauen mit Holz spart Energie und schont das Klima. Weil die Pro-
duktion des Baustoffs von der Solarfabrik "Wald" Gbernommen wird, steckt unschlagbar
wenig Grauenergie darin. Dies ist heute ein wichtiges Thema. Weil die Badume Kohlendi-
oxid aus der Luft aufnehmen und mit dem Kohlenstoff daraus ihr Holz aufbauen, ist das
nachwachsende Material auch ein naturlicher CO2-Speicher. Das Treibhausgas bleibt in
Bauten aus Holz langfristig gebunden und entlastet das Klima wesentlich. Die Energie-
strategie 2050 des Bundes lasst grissen. Modernisierte Vorschriften, neue Techniken
und das Bewusstsein fur nachhaltiges Bauen lassen heute Gebaude verschiedener Di-
mensionen und Nutzungen zu. Die Palette reicht vom klassischen Einfamilienhaus tber
grosse Siedlungen mit Mehrfamilienhausern bis hin zu reprasentativen Hauptsitzen
namhafter Schweizer Unternehmen. Fir die 6ffentliche Hand macht es besonderen Sinn,
mit Holz aus Schweizer Herkunft zu bauen. Einerseits verfigen viele Gemeinden, der
Bund und der Kanton Thurgau Uber eigenen Wald und somit Gber den Baustoff Holz.
Dies wurde bereits erwahnt. Andererseits gibt es viele Moglichkeiten, sich als Bauherr fur
heimisches Holz zu entscheiden, beispielsweise beim Bau von Bildungsgebéauden, Kin-
dergarten, Sporthallen, Verwaltungs- und Blrogebauden oder Werkhdfen. Wie Holz aus
dem Thurgau oder der Schweiz zum Einsatz kommen kann, zeigt der Leitfaden "Her-
kunftszeichen Schweizer Holz" auf, der zur Verfigung steht. Der Kanton Thurgau verfugt
Uber eine moderne und leistungsfahige Bauindustrie, welche Bauten mit hoher Qualitat
aus allen erforderlichen Baumaterialien erstellen kann, sei dies Beton, Backstein, Metall
oder Holz. Selbst ein guter Holzbau besteht nicht nur aus Holz. Das ist mir bewusst. Er
ist ein Zusammenspiel optimaler Werkstoffe verschiedener Materialien. Wenn der Kan-
ton Thurgau nun als Vorbild bei seinen Ausschreibungen seinen Spielraum ausnutzt und
neben der hohen Qualitat vermehrt auf Faktoren achtet, beispielsweise die Wahl von
Baustoffen mit tiefem Energieverbrauch bei der Herstellung, die Herkunft lokaler Baustof-
fe wie Holz, Kies, Sand und Backstein, die Verarbeitung in der Region und kurze Trans-
portwege sowie die Wahl regionaler Anbieter, welche mit Fachleuten arbeiten und Aus-
bildungsplatze anbieten, dann bleiben die Rohstoffe aus dem Thurgau, die Wertschop-
fung der Wald-, Holz- und Bauwirtschaft im Kanton Thurgau und der grosste Teil der
Steuergelder, welche unser Kanton fur das Bauen bezahlt, ebenfalls im Thurgau oder in
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der Region. Wer, wenn nicht der Kanton Thurgau als 6ffentlicher Bauherr, soll mit gutem
Beispiel vorangehen?

Tschanen, SVP: Ich spreche als Unternehmervertreter des Schalungsbaus und der
Schnitzelheizungsbetreiber. Ich unterstiitze Rohprodukte aus dem Thurgau und den Ein-
kauf bei Thurgauer Unternehmern. Ich gebe den Interpellanten aber zu bedenken, dass
wir unsere Produkte auch mit Thurgauer Rohstoffen wie Kies, Sand, Lehm und Zement
aus Schweizer Produktion produzieren. Selbst der Stahlbauer benottigt Schweizer Holz.
Wir beziehen es nicht aus Spanplattenwerken im EU-Raum. Schade, dass die Fokussie-
rung auf einen Baustoff und die Okologie gelegt wird, sehe ich doch taglich Lastwagen
mit auslandischem Holz tber die Grenze fahren. Selbst bei den grossten Holzbauten in
der Schweiz kamen Holzelemente aus der Ukraine unter dem Zircher Legislaturziel
"2000-Watt-Gesellschaft" zum Einsatz. Wir sind dem Werkplatz Thurgau mit all seinen
Gewerken und Praferenzen verpflichtet. So kann ich die Haltung des Regierungsrates
unterstitzen und ihm die Aufgabe zur Ausnitzung des Spielraums nur ans Herz legen.
Die KMU sollen nicht mit zusatzlichen Regelungen und Formularen beschéftigt werden.
Wir sollten "sky frame", also rahmenlos in die Welt hinaus blicken kdnnen und keinen
eingeengten Blick durch ein kleines Holzrahmenfenster haben.

Regierungsratin Haag: Gerne erlautere ich noch einmal, was bei den Ausschreibungen
gesetzlich mdglich ist und was nicht. Es ist moglich, FSC-zertifiziertes Holz zu verlangen
und zur Bedingungen zu machen, dass unser Holz aus dem Staatswald verwendet wird.
Dieses muss in der richtigen Menge und Beschaffenheit zeitgerecht vorhanden sein.
Schweizer Holz selbst durfen wir nicht verlangen. Offensichtlich haben wir die Frage, ob
wir bereit sind, den Zuschlag fur Schweizer Holz separat auszuschreiben, nicht umfas-
send beantwortet. Ich werde dem nachgehen. Wenn dem nichts entgegensteht, werden
wir dies kinftig so abfragen. Ich verstehe aber die Aufregung nicht, denn ich habe den
Eindruck, dass wir nicht unterschiedlicher Meinung sind. An der ersten Versammlung
des Verbandes der Thurgauer Gemeinden, an der ich teilgenommen habe, habe ich
samtlichen Gemeinden den Flyer "Bauen mit Schweizer Holz" verteilt. Im Arenenberg
durften wir aus den Handen von Kantonsrat Paul Koch eine Auszeichnung fir unseren
Holzbau entgegennehmen, bei welchem wir unser eigenes Thurgauer Holz verbaut ha-
ben. Bei der Ausschreibung des Ausbildungszentrums "Galgenholz" haben wir Schwei-
zer Holz ausgeschrieben. Das Zentrum befindet sich im Bau. Der Aufpreis war im Ver-
haltnis zur gesamten Bausumme relativ klein. Auch hier haben wir die Verantwortung
wahrgenommen. Meines Erachtens sind aber auch die Holzbauer in der Pflicht. Wenn
sie den Zuschlag erhalten haben, obwohl sie vermutlich mit auslandischem Holz offeriert
haben, weil die Konkurrenz stark ist, sollten sie im weiteren Gesprach den Bauherrn,
vielleicht ist es vor allem der private Bauherr, darauf aufmerksam machen, dass der Bau
mit Schweizer Holz gegen einen geringen Aufpreis maglich ist. Der Ergdnzungsbau des
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Regierungsgebéudes wurde beim Projektwettbewerb ebenfalls als urbaner Holzbau aus-
geschrieben. Der Bau ist mitnichten klein. Ich freue mich schon heute, wenn der Grosse
Rat den Bau dann unterstiitzt. Uberdies hat sich der Regierungsrat in seinen Richtlinien
zum Ziel gesetzt, zukinftig nach dem Standard "MINERGIE-ECO" oder "MINERGIE-P-
ECQO" zu bauen, wo es darum geht, dass vor allem schadstoffarm gebaut wird, die Licht-
und Klimaverhaltnisse fir den Mitarbeiter angenehm sind und keine Verbundstoffe ver-
braucht werden, die einem spateren Recycling des Gebaudes im Wege stehen wirden.
Die "standige Liste" wurde mehrmals erwéhnt. Ich teile Ihnnen gerne mit, wer in der Be-
gleitgruppe mitarbeitet. Es sind dies Patrick Hauser, Schweizerischer Baumeisterver-
band, Romeo Maasl, Geschaftsfuhrer Thurgauischer Baumeister-Verband, Marc Widler,
Geschaftsfuhrer Gewerbeverband Thurgau, eine Vertretung der UNIA sowie Vertretun-
gen des Kantons, wie die Generalsekretare der Fachstelle ¢ffentliche Beschaffungen,
Tiefbau und Hochbau. Es hat sich gezeigt, dass die Bescheinigungen zum Gesamtar-
beitsvertrag sehr unterschiedlich und aufwendig zu beschaffen sind und einige Unter-
nehmen benachteiligt waren. Ich kann versichern, dass die Sozialkontrollen in diesem
Bereich sehr gut funktionieren. Wir hatten in den letzten drei Monaten beispielsweise drei
Anzeigen wegen fehlender Partikelfilter eines Unternehmens gegen das andere Unter-
nehmen. Zudem habe ich diesen Monat einen Ausschluss bei einer Offerte aufgrund ei-
nes Verstosses gegen den Gesamtarbeitsvertrag vorgenommen. Ob der Eintrag auf der
"standigen Liste" nur alle zwei Jahre oder jahrlich erfolgen soll, wird die Sitzung der Be-
gleitgruppe, welche voraussichtlich noch dieses Jahr stattfinden wird, Gberprtfen. Ich
nehme entgegen, dass hier mehr Regulierung und mehr Aufwand gewtnscht wird. Die
Richtlinie lasse ich Kantonsrat Stephan Tobler gerne zukommen. Es ist eine Uberarbei-
tung geplant. Die Richtlinie wird dann online gestellt. Ich bin ein grosser Holz-Fan. Ich
lebe mit sehr viel Holz. Mein Tisch ist aus einem alten Thurgauer Birnbaum, der im
Thurgau bearbeitet wurde. Derzeit lese ich das Buch "Holzwunder". Holzbau ist aber
nicht tberall sinnvoll, machbar oder moglich. Beim Ergdnzungsbau der Padagogischen
Hochschule steht mit den bestehenden Bauten ein Holzbau vielleicht nicht im Zentrum.
Wir werden das Anliegen des Grossen Rates mittragen.

Diskussion - nicht weiter benitzt.

Prasident: Das Geschaft ist erledigt.

14



	2. Interpellation von Thomas Bornhauser, Paul Koch und Urban Brütsch vom 16. Dezember 2015 "Nachhaltige öffentliche Beschaffung im Bauwesen" (12/IN 45/427)

